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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 5. August 1955 41. Stück

162. Bundesverfassungsgesetz: Schulerhaltungs-Kompetenzgesetz.
163. Bundesgesetz: Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz.

1 6 2 . Bundesverfassungsgesetz vom 13. Juli
1955, womit die Zuständigkeit des Bundes
und der Länder zur Gesetzgebung und Voll-
ziehung auf dem Gebiete der Errichtung,
Erhaltung und Auflassung öffentlicher Schu-
len, Kindergärten und Horte geregelt wird

(Schulerhaltungs-Kompetenzgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dieses Bundesverfassungsgesetz regelt die
Zuständigkeit des Bundes und der Länder zur
Gesetzgebung und Vollziehung auf dem Gebiete
der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der
öffentlichen

a) mittleren Lehranstalten,

b) Pflichtschulen,

c) land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und
niederen Fachschulen,

d) Kindergärten und Horte .

§ 2. Die Angelegenheiten der Errichtung, Er-
haltung und Auflassung der öffentlichen mitt-
leren Lehranstalten (§ 5 Abs. 2) sind in Gesetz-
gebung und Vollziehung Bundessache.

§ 3. (1) In den Angelegenheiten der Errich-
tung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Pflichtschulen (§ 5 Abs. 3) ist Bundessache die
Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache
die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die
Vollziehung.

(2) Die Bestimmungen des Artikels 15 Absätze
6 bis 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 und die Bestimmung des Ar-
tikels 131 Absatz 1 Ziffer 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und in
der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom
9. Oktober 1946, BGBl. N r . 211, sind auch in
den im Absatz 1 bezeichneten Angelegenheiten
anzuwenden.

§ 4. Die Angelegenheiten der Errichtung, Er-
haltung und Auflassung

a) der öffentlichen land- und forstwirtschaft-
lichen Berufsschulen (§ 5 Abs. 4),

b) der öffentlichen niederen land- und forst-
wirtschaftlichen Fachschulen (§ 5 Abs. 5)
und

c) der öffentlichen Kindergärten und öffent-
lichen Hor te (§ 5 Abs. 7)

sind in Gesetzgebung und Vollziehung Landes-
sache.

§ 5. (1) Im Sinne dieses Bundesverfassungs-
gesetzes sind öffentliche Schulen die in den fol-
genden Absätzen 2 bis 5 bezeichneten Lehr-
anstalten und Schulen.

(2) Öffentliche mittlere Lehranstalten sind die
vom Bund erhaltenen Mittelschulen und son-
stigen mittleren Lehranstalten aller Art , wie
Lehrerbildungsanstalten, mittlere künstlerische,
gewerbliche, kaufmännische, land- und forst-
wirtschaftliche und sonstige Fachschulen; hiebei
macht es keinen Unterschied, ob der Studiengang
mit oder ohne Reifeprüfung abschließt. Schulen
der in den Absätzen 3 und 4 genannten Art
und Übungskindergärten sowie Versuchsanstal-
ten, die mittleren Lehranstalten des Bundes ein-
gegliedert sind und vom Bund erhalten werden,
gelten hinsichtlich der Errichtung, Erhaltung und
Auflassung als Bestandteil dieser Lehranstalten.

(3) Öffentliche Pflichtschulen sind die von
einem Bundesland, einer Gemeinde oder einem
Gemeindeverband erhaltenen

a) Volks-, Haupt - und Sonderschulen,
b) gewerblichen, kaufmännischen und haus-

wirtschaftlichen Berufsschulen (einschließ-
lich der ehemals „Fortbildungsschulen" ge-
nannten Schulen).

(4) Öffentliche land- und forstwirtschaftliche
Berufsschulen sind die von einem Bundesland,
einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband
erhaltenen land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsschulen (einschließlich der „Fortbildungs-
schulen" genannten Schulen), und zwar ohne
Rücksicht darauf, ob zum Besuch dieser Schulen
eine gesetzliche Verpflichtung besteht oder nicht.

(5) Öffentliche niedere land- und forstwirt-
schaftliche Fachschulen sind die von einem Bun-
desland erhaltenen niederen land- und forst-
wirtschaftlichen Fachschulen.

(6) Schülerheime sowie Tagesschulheime, die
öffentlichen Schulen angegliedert sind und von
derselben Körperschaft wie die Schule erhalten
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werden, gelten hinsichtlich der Errichtung, Er-
haltung und Auflassung als Bestandteil dieser
Schulen.

(7) Öffentliche Kindergärten und öffentliche
Horte im Sinne dieses Bundesverfassungsgesetzes
sind die von einem Bundesland, einer Gemeinde
oder einem Gemeindeverband erhaltenen Kin-
dergärten und Horte.

§ 6. (1) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 5
lit. f des Übergangsgesetzes vom 1. Oktober
1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom
Jahre 1925 stellen der Schaffung von Gemeinde-
verbänden für Zwecke der Errichtung und Er-
haltung von öffentlichen Pflichtschulen (§ 5
Abs. 3), von öffentlichen land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsschulen (§ 5 Abs. 4) und von
öffentlichen Kindergärten und öffentlichen
Horten (§ 5 Abs. 7) nicht entgegen.

(2) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 letzter
Satz des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBl.
Nr. 45, stehen der Umlegung des Bedarfes der
im Absatz 1 angeführten Gemeindeverbände
nicht entgegen. Die Regelung der Umlegung des
Bedarfes dieser Gemeindeverbände richtet sich,
soweit es sich um Gemeindeverbände für die Er-
richtung und Erhaltung von öffentlichen Pflicht-
schulen (§ 5 Abs. 3) handelt, nach den Zustän-
digkeitsbestimmungen des § 3 und, soweit es
sich um Gemeindeverbände für die Errichtung
und Erhaltung von öffentlichen land- und forst-
wirtschaftlichen Berufsschulen (§ 5 Abs. 4), von
öffentlichen Kindergärten oder öffentlichen
Horten (§ 5 Abs. 7) handelt, nach den Zustän-
digkeitsbestimmungen des § 4.

§ 7. In den Angelegenheiten, die nach diesem
Bundesverfassungsgesetz in die Vollziehung der
Länder fallen, steht dem Bund die Befugnis zu,
sich in Ausübung des obersten Leitungs- und
Aufsichtsrechtes über das gesamte Erziehungs-
und. Unterrichtswesen (Artikel 102 a Absatz 1
erster Satz des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929) von der Einhaltung der
gesetzlichen Vorschriften und vom Zustande der
Schulen, Kindergärten, Horte, Schülerheime und
Tagesschulheime durch Organe der Schulaufsicht
Kenntnis zu verschaffen und bei wahrgenom-
menen Mängeln den Landeshauptmann in sinn-
gemäßer Anwendung des Artikels 103 Absätze 1
bis 3. des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929 anzuweisen, für die Abstellung
der Mängel nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
schriften Sorge zu tragen.

§ 8. Das Blindenerziehungsinstitut des Bundes
in Wien und das Taubstummeninstitut des Bun-
des in Wien sind unbeschadet der Bestimmung
des § 5 Abs. 3 lit. a öffentliche Sonderschulen
im Sinne dieses Bundesverfassungsgesetzes. Die
Angelegenheiten ihrer Errichtung, Erhaltung

und Auflassung sind in Gesetzgebung und Voll-
ziehung Bundessache.

§ 9. Die Bestimmungen des § 42 des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung
des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 und in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom
7. Dezember 1929, BGBl. Nr. 393, werden für
die Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung
und Auflassung der in den §§ 5 und 8 genannten
öffentlichen Schulen, Kindergärten, Horte, Schü-
lerheime und Tagesschulheime außer Kraft ge-
setzt.

§ 10. Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit
Wirkung vom 13. Juli 1955 in Kraft.

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundesver-
fassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

1 6 3 . Bundesgesetz vom 13. Juli 1955, be-
treffend die Grundsätze für die Errichtung,
Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Pflichtschulen (Pflichtschulerhaltungs-Grund-

satzgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I.

Für die Gesetzgebung der Länder auf dem
Gebiete der Errichtung, Erhaltung und Auf-
lassung der öffentlichen Pflichtschulen (§ 5 Abs. 3
des Schulerhaltungs-Kompetenzgesetzes, BGBl.
Nr. 162/1955) werden folgende Grundsätze auf-
gestellt:

§ 1. (1) Die Errichtung, Erhaltung und Auf-
lassung der öffentlichen Pflichtschulen (öffent-
lichen Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie
öffentlichen gewerblichen, kaufmännischen und
hauswirtschaftlichen Berufsschulen) obliegt den
gesetzlichen Schulerhaltern.

(2) Gesetzliche Schulerhalter " im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind die Länder, die Gemeinden
oder Gemeindeverbände.

§ 2. Öffentliche Volksschulen haben unter Be-
dachtnahme auf eine für die Schulführung erfor-
derliche Mindestschülerzahl innerhalb eines durch
die Landesgesetzgebung näher zu bestimmenden
Umkreises in solcher Zahl und an solchen Orten
zu bestehen, daß alle schulpflichtigen Kinder bei
einem ihnen zumutbaren Schulweg eine Volks-
schule besuchen können.

§ 3. Öffentliche Hauptschulen haben unter
Bedachtnahme auf eine für die Schulführung er-
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forderliche Mindestschülerzahl in solcher Zahl
und an solchen Orten zu bestehen, daß möglichst
alle, jedenfalls aber die in dichtbesiedelten oder
verkehrsbegünstigten Gebieten wohnenden
hauptschulfähigen Kinder bei einem ihnen zu-
mutbaren Schulweg eine Hauptschule besuchen
können.

§ 4. Öffentliche Sonderschulen oder an öffent-
liche Volks- oder Hauptschulen angeschlossene
Sonderschulklassen für entwicklungsgeschädigte
Kinder haben nach Maßgabe des Bedarfes unter
Bedachtnahme auf eine für die Schulführung er-
forderliche Mindestschülerzahl und erforder-
lichenfalls unter Angliederung eines Schüler-
heimes (§ 6) in solcher Zahl und an solchen Orten
zu bestehen, daß möglichst alle Kinder, die für
den Besuch einer Sonderschule in Betracht
kommen, eine ihrer Behinderung entsprechende
Sonderschule oder Sonderschulklasse bei einem
ihnen zumutbaren Schulweg besuchen können.

§ 5. (1) Öffentliche fachliche Berufsschulen für
berufsschulpflichtige gewerbliche (einschließlich
der kaufmännischen) Lehrlinge einer bestimmten
Berufsrichtung oder einer Gruppe verwandter
Berufsrichtungen haben unter Bedachtnahme auf
eine für die Schulführung erforderliche Mindest-
schülerzahl in solcher Zahl und an solchen Orten
zu bestehen, daß nach Möglichkeit alle berufs-
schulpflichtigen gewerblichen (einschließlich der
kaufmännischen) Lehrlinge eine ihrer Berufs-
richtung entsprechende fachliche Berufsschule bei
einem ihnen zumutbaren Schulweg besuchen
können.

(2) Nach Maßgabe des Bedarfes können fach-
liche Berufsschulen (Abs. 1), erforderlichenfalls
unter Angliederung eines Schülerheimes (§ 6), in
der Form vollschulartiger, mehrere Wochen um-
fassenden Lehrgänge eingerichtet werden.

(3) Wenn die Voraussetzungen für das Bestehen
einer öffentlichen fachlichen Berufsschule (Abs. 1
und 2) nicht gegeben sind, können unter Bedacht-
nahme auf eine für die Schulführung erforderliche
Mindestschülerzahl fachliche Berufsschulklassen
für bestimmte Berufsrichtungen oder für Grup-
pen verwandter Berufsrichtungen einer öffent-
lichen allgemeinen gewerblichen Berufsschule
(Abs. 4) angeschlossen werden.

(4) Öffentliche allgemeine gewerbliche Berufs-
schulen für berufsschulpflichtige gewerbliche (ein-
schließlich der kaufmännischen) Lehrlinge haben
unter Bedachtnahme auf eine für die Schul-
führung erforderliche Mindestschülerzahl in
solcher Zahl und an solchen Orten zu bestehen,
daß alle berufsschulpflichtigen gewerblichen (ein-
schließlich der kaufmännischen) Lehrlinge, denen
der Besuch einer fachlichen Berufsschule (Abs. 1
und 2) oder einer fachlichen Berufsschulklasse
(Abs. 3) nicht möglich ist, eine allgemeine gewerb-
liche Berufsschule bei einem ihnen zumutbaren
Schulweg besuchen können.

(5) In Ländern, in denen eine Pflicht zum
Besuche einer hauswirtschaftlichen Berufsschule
besteht, haben öffentliche hauswirtschaftliche Be-
rufsschulen unter Bedachtnahme auf eine für die
Schulführung erforderliche Mindestschülerzahl in
solcher Zahl und an solchen Orten zu bestehen,
daß alle Mädchen, die zum Besuche einer haus-
wirtschaftlichen Berufsschule verpflichtet sind,
eine solche bei einem ihnen zumutbaren Schul-
weg besuchen können.

§ 6. Öffentlichen Pflichtschulen können vom ge-
setzlichen Schulerhalter Schülerheime und Tages-
schulheime angegliedert werden.

§ 7. (1) In jeder Schule ist eine der Anzahl der
Klassen entsprechende Zahl von Unterrichts- und
Nebenräumen einzurichten.

(2) Jede Schule hat in ihrer baulichen Gestaltung
und in ihrer Einrichtung den Grundsätzen der
Pädagogik und der Schulhygiene zu entsprechen
und jene Lehrmittel aufzuweisen, die im Lehr-
plan für die betreffende Schulart vorgesehen sind.

(3) Die Schulen, insbesondere die Volks-,
Haupt- und Sonderschulen, haben nach Tunlich-
keit mit einem Turn- und Spielplatz und — vor
allem die Hauptschulen — mit einem Turnsaal,
ferner nach Bedarf mit einer Schulküche, einer
Schulwerkstätte und einem Schulgarten, die ge-
werblichen, kaufmännischen und hauswirtschaft-
lichen Berufsschulen mit den für den praktischen
Unterricht erforderlichen Lehrwerkstätten und
Unterrichtsräumen ausgestattet zu sein.

(4) Wohnungen für den Schulleiter und die
Lehrer sowie für den Schulwart können inner-
oder außerhalb des Schulgebäudes vorgesehen
werden.

§ 8. (1) Die gesetzlichen Schulerhalter haben für
die Kosten der Errichtung, Erhaltung und Auf-
lassung der öffentlichen Pflichtschulen aufzu-
kommen.

(2) Soferne mehrere Gebietskörperschaften zu
einem Schulsprengel (§ 13) gehören oder in
sonstiger Weise an einer öffentlichen Pflichtschule
beteiligt sind, kann die Landesgesetzgebung be-
stimmen, daß die beteiligten Gebietskörper-
schaften Umlagen oder Schulerhaltungsbeiträge
an den gesetzlichen Schulerhalter zu leisten haben.
Handelt es sich hiebei um Gebietskörperschaften
verschiedener Bundesländer, so richtet sich die
Beitragsleistung nach den Vorschriften, die im
Lande des gesetzlichen Schulerhalters gelten.

(3) Im übrigen kann die Landesgesetzgebung
Einrichtungen zur Unterstützung der gesetzlichen
Schulerhalter hinsichtlich ihrer Schulbaulasten
vorsehen und zur Dotierung dieser Einrichtungen
auch Beiträge festsetzen.

(4) Die Landesgesetzgebung hat Vorschriften
darüber zu enthalten, welche behördlichen Maß-
nahmen zu treffen sind, wenn ein gesetzlicher
Schulerhalter oder eine zur Leistung von Um-
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lagen oder Schulerhaltungsbeiträgen verpflichtete
Gebietskörperschaft den gesetzlichen Verpflich-
tungen nicht nachkommt.

§ 9. Sämtliche noch bestehenden, mit öffent-
lichen Pflichtschulen verbundenen Schulpatronate
werden aufgehoben und können nicht neu be-
gründet werden.

§ 10. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist unter
Errichtung einer Schule ihre Gründung und die
Festsetzung ihrer örtlichen Lage, un te r Erhal tung
einer Schule die Bereitstellung und Instandhal-
tung des Schulgebäudes und der übrigen Schul-
liegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung und
Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung
der Einrichtung und Lehrmittel , die Deckung des
sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung
des zur Betreuung des Schulgebäudes und der
übrigen Schulliegenschaften allenfalls erforder-
lichen Hilfspersonals (wie Schulwart, Reinigungs-
personal, Heizer) zu verstehen.

§ 11. (1) Die Errichtung und Auflassung einer
öffentlichen Pflichtschule bedarf der Bewilligung
der Landesregierung; vor der Bewilligung ist der
Landesschulbehörde Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(2) Die Erhal tung der öffentlichen Pflicht-
schulen unterliegt der Aufsicht der nach dem
Ausführungsgesetz zuständigen Behörde unter
Mitwirkung der Landes- oder Bezirksschul-
behörde.

§ 12. (1) Gebäude, einzelne Räume oder
sonstige Liegenschaften oder Liegenschaftsteile
dürfen für Schulzwecke nur in Verwendung ge-
nommen werden, wenn die nach dem Aus-
führungsgesetz zuständige Behörde unter Mit-
wirkung der Landes- oder Bezirksschulbehörde
die Bewilligung hiefür erteilt. Im Bewilligungs-
verfahren hat eine durch Augenschein vorzu-
nehmende Überprüfung durch eine Kommission
stattzufinden, der jedenfalls ein Beamter der
Schulaufsicht, ein Amts- oder Schularzt und ein
Beamter des höheren Baudienstes angehören.

(2) Einer Bewilligung der nach dem Aus-
führungsgesetz zuständigen Behörde unter Mit-
wirkung der Landes- oder Bezirksschulbehörde
bedarf — unbeschadet der baurechtlichen Vor-
schriften — überdies der Bauplan der Herstellung
sowie jeder baulichen Umgestal tung eines Schul-
gebäudes oder sonstiger Schulliegenschaften.

(3) Nach rechtskräftig gewordener Bewilligung
gemäß Absatz 1 dürfen die in Betracht kommen-
den Baulichkeiten und Liegenschaften — soweit
sich aus den Absätzen 4 und 5 nichts anderes
ergibt — nur mehr für Schulzwecke verwendet
werden.

(4) Baulichkeiten und Liegenschaften, die ge-
mäß Absatz 3 Schulzwecken gewidmet sind, darf
der Schulerhalter — von Katastrophenfällen ab-
gesehen — einer, wenn auch nur vorübergehen-

den Mitverwendung für andere Zwecke nur mi t
vorheriger Bewilligung der nach dem Ausfüh-
rungsgesetz zuständigen Behörde unter Mit-
wirkung der Landes- oder Bezirksschulbehörde
zuführen.

(5) Die Widmung von Baulichkeiten und
Liegenschaften für Schulzwecke kann vom gesetz-
lichen Schulerhalter nur mi t Bewilligung der
nach dem Ausführungsgesetz zuständigen Be-
hörde unter Mitwirkung der Landesschulbehörde
aufgehoben werden. W e n n die Baulichkeiten oder
Liegenschaften für Schulzwecke nicht mehr ge-
eignet sind, kann die zuständige Behörde unter
Mitwirkung der Landesschulbehörde die Wid-
mung auch von Amts wegen aufheben.

§ 13. (1) Für jede öffentliche Pflichtschule hat
ein Schulsprengel zu bestehen.

(2) Der Schulsprengel kann bei H a u p t - und
Sonderschulen — unbeschadet der die Schul-
pflicht regelnden Vorschriften — in einen
Pflichtsprengel und einen Berechtigungsspren-
gel geteilt werden.

(3) Die Schulsprengel der Volksschulen sowie
zumindest die Berechtigungssprengel der H a u p t -
schulen und der einzelnen Ar ten der Sonder-
schulen, ferner die Schulsprengel der für die
einzelnen Gewerbe in Betracht kommenden
Berufsschulen haben lückenlos aneinander-
zugrenzen.

(4) Soferne sich ein Schulsprengel auf zwei
oder mehrere Bundesländer oder auf das ge-
samte Bundesgebiet erstrecken soll, haben die
Bundesländer einvernehmlich vorzugehen.

(5) Die Festsetzung (Bildung, Änderung und
Aufhebung) der Schulsprengel erfolgt durch die
nach dem Ausführungsgesetz zuständige Be-
hörde unter Mitwirkung der Landes- oder
Bezirksschulbehörde nach Anhörung aller be-
troffenen gesetzlichen Schulerhalter und Ge-
bietskörperschaften.

(G) jeder Schulpflichtige ist in die für ihn nach
der Schulart in Betracht kommende Schule,
deren Schulsprengel er angehört, aufzunehmen.
Die Aufnahme eines dem Schulsprengel nicht
angehörigen Schulpflichtigen kann vom gesetz-
lichen Schulerhalter der um die Aufnahme er-
suchten Schule verweigert werden.

(7) Sprengelangehörig sind jene Schulpflich-
tigen, die im Schulsprengel, wenn auch nur zum
Zwecke des Schulbesuches, wohnen. Bei berufs-
schulpflichtigen Lehrlingen ist statt des W o h n -
ortes der Beschäftigungsort maßgebend.

§ 14. (1) Der Besuch der öffentlichen Pflicht-
schulen ist für alle Schüler unentgeltlich.

(2) Für die in einem Schülerheim oder Tages-
schulheim (§ 6) untergebrachten Schüler kann
ein für das Schülerheim oder Tagesschulheim
allgemein festgesetzter Beitrag für die inter-
natsmäßige oder halbinternatsmäßige Unte r -
bringung eingehoben werden,
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(a) An Berufsschulen kann ein Lernmittel-
beitrag eingehoben •werden.

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 angeführten
Beiträge haben jene Personen zu leisten, die für
den Unterhalt des Schülers aufzukommen haben,
bei Berufsschülern, die gewerbliche (einschließ-
lich der kaufmännischen) Lehrlinge sind, jedoch
die nach den gewerberechtlichen Vorschriften
hiefür in Betracht kommenden Personen.

§ 15. In den behördlichen Verfahren, die sich
in Vollziehung der Ausführungsgesetze zu die-
sem Bundesgesetz ergeben, kommt den gesetz-
lichen Schulerhaltern sowie den zu einem Schul-
sprengel gehörenden oder in sonstiger Weise an
einer öffentlichen Pflichtschule beteiligten Ge-
bietskörperschaften Parteienstellung im Sinne
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950 zu.

§ 16. Mit dem Zeitpunkte des Wirksam-
werdens des Landesausführungsgesetzes sind für
das betreffende Bundesland alle bisherigen lan-
desgesetzlichen Vorschriften auf dem Gebiete
der Errichtung, Erhaltung und Auflassung der
öffentlichen Pflichtschulen, soweit diese Vor-
schriften noch in Geltung stehen, außer Kraft
zu setzen.

Abschnitt II.

Als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht
haben die nachfolgenden Bestimmungen des § 17
zu gelten:

§ 17. (1) Die Privatrechte, wie das Eigentums-
recht, das Recht der Dienstbarkeit, das Bestand-
recht oder ein sonstiges Benützungsrecht, auf
Grund deren Baulichkeiten und Liegenschaften
für Zwecke der öffentlichen Pflichtschulen be-
nützt werden, stehen dem gesetzlichen Schul-
erhalter zu. Ist der durch das Ausführungs-
gesetz bestimmte Schulerhalter nicht der bisher
Berechtigte, dann gehen die Rechte in dem im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Ausfüh-
rungsgesetzes bestehenden Umfang in diesem
Zeitpunkt auf den durch das Ausführungsgesetz
bestimmten Schulerhalter über.

(2) Gerichtliche Eingaben und grundbücher-
liche Eintragungen, die zur Durchführung der
Bestimmungen des Absatzes 1 erforderlich sind,
sind von den Gerichtsgebühren befreit.

Abschnitt III.

Für die Gesetzgebung des Landes Salzburg
wird abweichend von den Bestimmungen der
§§ 9 und 19 im § 18 folgender weiterer Grund-
satz aufgestellt:

§ 18. Das Wirksamwerden der Aufhebung der
auf dem Gesetz vom 24. November 1863, Lan-
des-Gesetz- und Verordnungsblatt für das Her-
zogtum Salzburg Nr. 18/1864, beruhenden
Patronatspflicht des Bundes gegenüber Gemein-

den des Landes Salzburg bleibt einem gesonder-
ten Bundesgesetz und einem Ausführungsgesetz
des Landes Salzburg vorbehalten.

Abschnitt IV.

G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n .

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt gegenüber
den Ländern für die Ausführungsgesetzgebung
mit dem Tage der Kundmachung, im übrigen
in jedem Bundesland gleichzeitig mit dem in
dem betreffenden Bundesland erlassenen Aus-
führungsgesetz in Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze der Bundesländer
sind binnen eines Jahres, vom Tage der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes an gerechnet,
zu erlassen.

§ 20. (1) Mit dem Zeitpunkte des Wirksam-
werdens der Landesausführungsgesetze treten
für das betreffende Bundesland alle bisherigen
bundesgesetzlichen Vorschriften (einschließlich
der früheren reichsgesetzlichen und staatsgesetz-
lichen Vorschriften und der Vorschriften des
Deutschen Reiches) auf dem Gebiete der Errich-
tung, Erhaltung und Auflassung der öffentlichen
Pflichtschulen, soweit diese Vorschriften noch in
Geltung stehen, außer Kraft.

(2) Insbesondere treten gemäß Absatz 1 fol-
gende Vorschriften außer Kraft:

a) Die §§ 59 bis 67 des Gesetzes vom 14. Mai
1869, RGBl. Nr. 62, in der geltenden
Fassung (Reichsvolksschulgesetz);

b) die im Sinne des § 42 des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920, in seiner
jeweiligen Fassung, ergangenen überein-
stimmenden Bundesgesetze zu den auf
dem Gebiete der Errichtung, Erhaltung
und Auflassung der öffentlichen Pflicht-
schulen erlassenen Landesgesetzen;

c) Erste Ausführungsanweisung zur Sieb-
zehnten Verordnung zur Einführung
steuerrechtlicher Vorschriften in der Ost-
mark vom 11. August 1939, Ministerial-
blatt des Reichs- und Preußischen
Ministeriums des Innern, Jahrgang 1939,
S. 1725;

d) Verordnung über die vorläufige Regelung
des Berufsschulwesens im Reichsgau Sude-
tenland und in den Reichsgauen der Ost-
mark vom 31. Mai 1940, Deutsches
RGBl. I S. 832;

e) Verordnung zur Durchführung des § 10
Abs. 1 des Reichsschulpflichtgesetzes vom
12. Mai 1941, Deutsches RGBl. I S. 255;

f) Durchführungsverordnung zur Verord-
nung über die vorläufige Regelung des
Berufsschulwesens im Reichsgau Sudeten-
land und in den Reichsgauen der Ostmark
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vom 15. Mai 1941, Deutsches RGBl. I
S. 276;

g) Verordnung über den Fortfall der Berufs-
schulbeiträge vom 20. Februar 1942,
Deutsches RGBl. I S. 85;

h) Zweite Verordnung zur Durchführung der
Verordnung über die vorläufige Regelung
des Berufsschulwesens in den Reichsgauen
Kärnten, Niederdonau, Oberdonau, Salz-
burg, Steiermark und Tirol-Vorarlberg
vom 22. Juli 1942, Deutsches RGBl. I
S. 499;

i) Verordnung zur vorläufigen Regelung der
Errichtung und Unterhaltung der Haupt-
schulen vom 31. März 1943, Deutsches
RGBl. I S. 249;

j) § 22 Abs. 3 des Behörden-Überleitungs-
gesetzes, StGBl. Nr. 94/1945.

§ 21. (1) Mit der Wahrnehmung der dem
Bund gemäß § 3 Abs. 2 und § 7 des Schul-
erhaltungs-Kompetenzgesetzes vom 13. Juli
1955, BGBl. Nr. 162, zustehenden Rechte ist
das Bundesministerium für Unterricht betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 17 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Unterricht, mit der Vollziehung des
§ 17 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes das Bundes-
ministerium für Justiz im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Drimmel Kapfer Kamitz


